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25.03.2025 

STÄRKER MIT UNS! 
Unsere Forderungen zur Kommunalwahl in NRW 
Nordrhein-Westfalen – das sind 396 Städte und Gemeinden sowie 31 Kreise. Bei der Kommu-
nalwahl 2025 entscheiden die Bürger*innen mit, wohin sich ihr Wohnort in den nächsten 

Jahren entwickelt. Aus Sicht der Gewerkschaften ist klar: Wir brauchen eine Politik, die sich 

für gute Arbeit, eine starke Wirtschaft und soziale Sicherheit einsetzt! 

Die Voraussetzungen dafür sind nicht in allen Städten und Gemeinden gleich. Die dramati-

sche Finanzsituation vieler Kommunen in NRW führt dazu, dass sie über ihre Pflichtaufgaben 

hinaus kaum noch in der Lage sind, in eine gute Daseinsvorsorge und einen attraktiven Le-
bens- und Wirtschaftsstandort zu investieren. Damit unsere Kommunen wieder handlungs-

fähig werden, sind Land und Bund in der Pflicht, sie von ihren Altschulden zu befreien und 

ihre Finanzsituation strukturell zu verbessern.  

 

Zur Kommunalwahl 2025 fordern wir:  
  

 

 

  

Gute Arbeit 

Alle Menschen müssen vor Ort eine faire 

Chance auf dem Ausbildungs- und Arbeits-

markt bekommen. Gemeinsam mit den 

örtlichen Arbeitsagenturen, Jobcentern 
und Unternehmen müssen die Kommu-

nen dafür Sorge tragen, dass die Arbeits-

vermittlung gelingt und die kommunalen 
Eingliederungsleistungen erfolgreich an-

gewendet werden. Die Städte und Ge-

meinden sollten örtliche bzw. regionale 
Fachkräftebündnisse initiieren und dabei 

alle arbeitsmarktrelevanten Akteur*innen 

einbeziehen. Ein besonderes Augenmerk 

muss darauf liegen, Frauenerwerbstätig-
keit zu fördern und Hürden auf dem Ar-

beitsmarkt oder bei der Kinderbetreuung 

aus dem Weg zu räumen. 

 

Kommunen können Tarifbindung und 

gute Arbeitsbedingungen aktiv fördern, in-

dem sie öffentliche Aufträge nur an Unter-
nehmen vergeben, die tarifgebunden sind. 

Und auch bei kommunalen Beteiligungs-

gesellschaften muss Tarifbindung sicher-

gestellt sein.  

Eine Vorreiterrolle kommt den Kommu-

nen als Arbeitgeber im öffentlichen Dienst 

auch bei der Digitalisierung zu, sie muss 
unter enger Beteiligung der Personalräte 

vorangetrieben werden. Produktivitäts-

steigerungen sollten unbedingt zur Entlas-
tung der Beschäftigten eingesetzt werden. 

Gute Arbeit, mehr Qualifizierungsange-

bote und eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf machen die Arbeit für 

die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 

attraktiver und sichern Fachkräfte für die 

Zukunft.  
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Starke Wirtschaft 

Wirtschaftsförderung ist eine wichtige, 

aber freiwillige Aufgabe der Kommunen.  
Die Kreise, Städte und Gemeinden haben 

daher viel Gestaltungsspielraum, wenn 

ihre Finanzlage es zulässt. Für die Gewerk-
schaften ist klar: Gute Arbeit sollte ein 

Kernelement der Wirtschaftsförderung 

sein. Sie muss darauf abzielen, tarifgebun-
dene und sozialversicherungspflichtige 

Arbeitsplätze für alle Qualifikationsstufen 

zu erhalten und neue zu schaffen. Um 

Wertschöpfung und gute Arbeitsbedin-
gungen zu sichern, muss Wirtschaftsförde-

rung mit einer aktiven Strukturpolitik ein-

hergehen. Die industrielle Basis muss 
gestärkt und der Ausbau erneuerbarer 

Energien vorangetrieben werden. Kom-

munale Akteure, Beschäftigte und ihre In-
teressenvertretungen, Unternehmen, Wis-

senschaft, Weiterbildner, die Agentur für 

Arbeit und Jobcenter müssen miteinander 

vernetzt werden.  

Außerdem gilt: Die kommunale Daseins-

vorsorge muss allen Menschen zu tragba-

ren Preisen zur Verfügung stehen. Dazu 
zählen z. B. die Wasser- und Energieversor-

gung, Müllbeseitigung, Bildungs- und Frei-

zeiteinrichtungen oder der ÖPNV. Gemein-
wohlorientierung sollte Vorrang vor 

wirtschaftlichen Interessen haben. Wenn 

sinnvoll, sollten daher privatisierte Unter-

nehmen und Infrastrukturen, wie z. B. 

Wärmenetze, re-kommunalisiert werden. 

 

Soziale Sicherheit 

Die Kommunen sind verantwortlich für die 

soziale Infrastruktur vor Ort. Dort wird ent-

schieden und umgesetzt, wie Menschen in 
Notlagen konkret geholfen werden kann. 

Ob dies gut gelingt, ist für den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt zentral:  

 

Ein starkes soziales Netz schützt vor ge-

sellschaftlichen Spannungen und mindert 

Sorgen und Abstiegsängste der Bürger*in-
nen. Daher brauchen wir eine  

dauerhafte Finanzierung von Betreuungs-

angeboten, Notunterkünften, Frauenhäu-
sern und Beratungsstellen ebenso wie 

eine auskömmliche und sichere Finanzie-

rung der offenen Kinder- und Jugendar-
beit sowie der Jugendverbände. Auch das 

Thema Gesundheit gewinnt mit der sich 

wandelnden Gesellschaft immer mehr an 

Bedeutung in den Kommunen. Eine ver-
lässliche, wohnortnahe Gesundheitsver-

sorgung muss für alle Menschen gewähr-

leistet sein – unabhängig davon, ob 
jemand ambulant oder stationär behan-

delt werden muss und unabhängig vom 

jeweiligen Geldbeutel. 

 

Gleiche Bildungschancen  

Bildung ist die Voraussetzung für ein 

selbstbestimmtes Leben und Teilhabe in 
unserer Gesellschaft. Deshalb erwarten 

wir von unseren Kommunen eine regional 

abgestimmte Bildungsplanung. Gute Bil-
dung beginnt in der KiTa, hier kommt den 

Kommunen als Träger eine verantwor-

tungsvolle Rolle zu. Um dem Fachkräfte-
mangel in KiTas entgegenzuwirken, muss 

der Beruf des/der Erzieher*in endlich at-

traktiver werden. Das gelingt mit einer 

Aufwertung der sozialen Berufe, besseren 
Arbeitsbedingungen und guten Personal-

einsatzkonzepten.  

Auch als Schulträger kommt den Kommu-
nen eine zentrale Rolle zu. Sie müssen die 

Rahmenbedingungen schaffen, damit alle 

Kinder die gleichen Chancen bekommen. 
Dafür braucht es höhere Investitionen und 

eine Strategie zur aktiven Gewinnung von 

Fachkräften. Beim Übergang von der  
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Schule in den Beruf können die Kommu-

nen durch flächendeckende und verant-

wortlich geführte Jugendberufsagenturen 
das Angebot zur Berufsorientierung unter-

stützen.  

 

Mobilität für alle  

Mobilität für alle erfordert nachhaltige, si-

chere, effiziente und finanzierbare Lösun-
gen in ländlichen und urbanen Räumen. 

Der Wohnsitz sollte nicht darüber ent-

scheiden, ob man morgens verlässlich 

und schnell zur Arbeit kommt oder nicht. 
Ziel muss es sein, den Verkehr bis 2045 

CO²-neutral zu gestalten und gleichzeitig 

bezahlbare Mobilität in guter Qualität zu 
ermöglichen. Dabei müssen Fragen der 

Stadtentwicklung, Raumplanung und des 

Wohnungsbaus mit beachtet werden. Der 
Erhalt und Ausbau der bestehenden Struk-

turen ist von zentraler Bedeutung, klima-

verträgliche Verkehrsformen sollten be-

sonders gefördert werden. Um die 
verschiedenen Bedürfnisse aller Men-

schen aufzugreifen, fordern wir eine bes-

sere Verknüpfung zwischen den Verkehrs-
formen, höhere Taktangebote und 

zusätzliche On-Demand Möglichkeiten. 

 

Bezahlbares Wohnen  

Wir brauchen eine Offensive beim sozialen 

Wohnungsbau, beim Bau von Azubi-

Wohnheimen und bei der Schaffung von 
bezahlbaren Wohnungen für kleinere Ein-

kommen und Normalverdiener*innen. Die 

energetische Sanierung ist voranzutrei-
ben. Kommunalen Wohnungsbaugesell-

schaften kommt bei der Schaffung von 

Wohnraum eine besondere Bedeutung zu. 
Wo es sie nicht (mehr) gibt, sollen sie  

 

 

 

neugegründet werden. Öffentliche Liegen-

schaften oder Baugrund sollten nicht ver-

kauft, sondern vorrangig in Erbpacht ver-
geben werden. Sollte es dennoch zum 

Verkauf kommen, muss die Gemeinwohlo-

rientierung entscheidend sein. Ein Verkauf 
an private Investoren darf nur unter An-

wendung sozialer Kriterien, wie bspw. ei-

nem Mindestanteil von Wohneinheiten zu 
einer bestimmten Miethöhe, zustande-

kommen. 

 

Demokratie und Zusammenhalt 

Die Kommunen sind für die Bürger*innen 

der zentrale Ort der politischen Teil-

habe. Hier wird für sie Politik konkret er-
fahrbar. Deshalb müssen alle Einwoh-

ner*innen angemessen an kommunalen 

Entscheidungsprozessen beteiligt werden 
- auch nicht wahlberechtigte Ausländer, 

Kinder und Jugendliche. Nicht-EU-Auslän-

der*innen sollten das kommunale Wahl-

recht erhalten, wenn sie länger als zwei 
Jahre hier leben. Darüber hinaus müssen 

die Kommunen ihr Möglichstes tun, um 

der sozialen Spaltung in unserer Gesell-
schaft entgegenzuwirken und sich für ein 

respektvolles und friedliches Miteinander 

vor Ort stark machen. 

Dazu gehört auch, die Zusammenarbeit 

von Demokrat*innen in den Kommunal-

parlamenten zu stärken und die Zusam-

menarbeit mit der extremen Rechten zu 
unterbinden. Auch demokratische Wahlen 

machen aus der extremen Rechten keine 

Demokrat*innen.  

 

 


